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Antrag 

der Fraktionen CDU/CSU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. 


Initiative zum Karabach-Konflikt 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag beobachtet sowohl mit Hoffnungen als 
auch mit Sorgen die Entwicklungen im Karabach-Konflikt. 

Einerseits gibt es seit zehn Monaten eine Waffenruhe. Gelegent- 
liche Schußwechsel sind mit Hilfe eines zwischen den Konflikt- 
parteien vereinbarten Mechanismus lokal eingegrenzt und been- 
det worden. Andererseits gab es trotzdem in der letzten Zeit auch 
Zwischenfälle, bei denen ungewiß bleibt, ob der vereinbarte 
Mechanismus genutzt worden ist. 

Der Deutsche Bundestag wendet sich an die Konfliktparteien mit 
der eindringlichen Bitte, die Waffenruhe zu bewahren. Er unter- 
stützt die Haltung führender Politiker der Transkaukasus-Region, 
die immer wieder betont haben: Nur eine friedliche Lösung kann 
aus diesem Konflikt heraushelfen. Sie erfordert Geduld und Be- 
mühungen um Wiedergewinn des Vertrauens. 

Der Deutsche Bundestag bittet die Kolleginnen und Kollegen in 
Armenien und Aserbaidschan und auch die Vertreter der Bevöl- 
kerung aus Nagorny Karabach, sich um vertrauensbildende Maß- 
nahmen zu bemühen. Er würde es als ein positives Zeichen ver- 
stehen, wenn der erste Jahrestag des Beginns der Waffenruhe, der 
12. Mai 1995, mit einer Geste des Vertrauens begangen werden 
könnte: mit dem Beginn eines Austauschs von Kriegsgefangenen 
und Geiseln. Der Deutsche Bundestag hat erfreut zur Kenntnis 
genommen, daß Bürgergruppen der Helsinki Citizens Assembly 
aus allen Teilen der Konfliktregion ihre guten Dienste angeboten 
haben, um eine solche Geste und einen solchen Austausch in 
Gang zu bringen. 

Die Zeit bis zum 12. Mai sollte genutzt werden, um verwundete 
und behinderte Gefangene und Geiseln und vor allem Frauen aus 
ihrer durch den Karabach-Konflikt verursachten Haft zu ent- 
lassen. 

Der Deutsche Bundestag drückt weiterhin seine Hoffnung aus, 
daß die vertrauensbildenden Maßnahmen dazu beitragen, daß 
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eine friedliche Lösung des Konflikts auf der Grundlage der Prinzi- 
pien und Verpflichtungen der OSZE herbeigeführt werden kann. 

Bonn, den 30. März 1995 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Rudolf Scharping und Fraktion 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 


Druck; Thenee Druck, 53113 Bonn, Telefon 91781-0 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon (02 28) 3 82 08 40, Telefax (02 28) 3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 



